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Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung – Drucksache 18/17127 – wird unverändert ange-
nommen. 
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf, Drucksache 18/17127, wurde durch das Plenum am 28.01.2026 nach der 
1. Lesung zur federführenden Beratung an den Verkehrsausschuss sowie an den Ausschuss 
für Heimat und Kommunales zur Mitberatung überwiesen.  
 
Der vorliegende Gesetzentwurf soll die Organisationsstrukturen im Schienenpersonennahver-
kehr (SPNV) in Nordrhein-Westfalen reformieren. Hierfür soll die Gründung einer landesweiten 
Anstalt des öffentlichen Rechts durch die drei Zweckverbände nach § 5 Absatz 1 sowie eine 
Aufgabenverteilung auf drei Ebenen (landesweit, regional, lokal) vorgenommen werden. Dar-
über hinaus sollen weitere Anpassungen in Bezug auf die Finanzierung des ÖPNV, die Infra-
struktur- und Nahverkehrsplanung sowie die rechtliche Absicherung des Deutschlandtickets 
durchgeführt werden. 
 
B Beratung 
 
Der Verkehrsausschuss hat den Gesetzentwurf in seinen Sitzungen am 29.01.2026, am 
27.03.2026, am 22.04.2026 sowie am 24.04.2026 beraten. Am 27.03.2026 wurde eine Anhö-
rung zu diesem Gesetzentwurf durchgeführt. Der mitberatende Ausschuss für Heimat und 
Kommunales hat sich an der Anhörung beteiligt.  
 
Den kommunalen Spitzenverbänden wurde gemäß § 58 GO LT NRW Gelegenheit zur Abgabe 
einer Stellungnahme gegeben.  
 
Zur Anhörung lagen folgende Stellungnahmen vor: 
 

Landkreistag NRW 
Dr. Markus Faber 
Düsseldorf 
 

Stellungnahme 18/3566 

Städtetag NRW 
Claudia Vago 
Köln 
 

Stellungnahme 18/3566 

Städte- und Gemeindebund NRW 
Cora Ehlert 
Düsseldorf 
 

Stellungnahme 18/3566 

Agentur Ruhr 
Wolfgang Meyer 
Berlin 
 

Stellungnahme 18/3539 

Dr. Julian Allendorf 
Nottuln 
 

Stellungnahme 18/3578 
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Fahrgastverband  
Pro Bahn NRW e.V. 
Lothar Ebbers 
Oberhausen 
 

Stellungnahme 18/3560 

Go.Rheinland 
Dr. Norbert Reinkober 
Köln 
 

Stellungnahme 18/3570 

Heinrich Brüggemann 
Versmold  
 

Stellungnahme 18/3552 

Professor Dr. Martin Beckmann  
Münster 
 

Stellungnahme 18/3518 

Verkehrsclub Deutschland 
Landesverband Nordrhein- 
Westfalen e.V. 
Iko Tönjes 
Düsseldorf 
 

Stellungnahme 18/3586 

Verband Deutscher Verkehrsunterneh-
men Nordrhein-Westfalen 
Volker Wente 
 

Stellungnahme 18/3567 

Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AöR 
Oliver Wittke 
Gelsenkirchen 
 

Stellungnahme 18/3570 

Zweckverband Nahverkehr  
Westfalen-Lippe 
Christiane Auffermann 
Unna 
 

Stellungnahme 18/3570 

 
Weitere Eingaben: 
 

Bund der Steuerzahler  
Nordrhein-Westfalen e.V. 
Düsseldorf  
 

Stellungnahme 18/3562 
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Personalvertretungen der SPNV-Auf-
gabenträger und  
der Verkehrsverbünde in NRW   
Köln/Unna/Gelsenkirchen  
 

Stellungnahme 18/3561 

Zweckverband VRR, Zweckverband 
go.Rheinland und VRR Aör  

Stellungnahme 18/3569 

 
Eine Auswertung der Anhörung erfolgte in der Sitzung des Verkehrsausschusses am 22. April 
2026. Die abschließende Beratung und Abstimmung erfolgten in der Sitzung des Verkehrs-
ausschusses am 24. April 2026. 
 
Die Fraktion der CDU betonte die ernsthafte und vertrauensvolle Zusammenarbeit und das 
Abwägen der vorgebrachten Argumente im Ausschuss. Da die Bürgerinnen und Bürger, die 
Verbände und die Öffentlichkeit zeitnah Planungssicherheit benötigten, bedürfte es einer zü-
gigen Beschlussfassung. Die Wirkung des Gesetzentwurfes sei allerdings nicht unverzüglich 
bemerkbar, es würden mit dem Gesetzesvorhaben lediglich die strukturellen Voraussetzungen 
für eine Verbesserung der Lage geschaffen. 
Das kurzfristig zugegangene Votum des Ausschusses für Heimat und Kommunales sowie die 
von einigen Sachverständigen in der Anhörung eingebrachten Hinweise würden nun mit in die 
Fraktionen genommen. Da es bei einer erneuten Beratung des Gesetzentwurfs im Ausschuss 
aber zu einer mehrwöchigen Verlängerung des Gesetzgebungsprozesses gekommen wäre, 
sei das Beratungsverfahren mit diesem Zeitplan durchgeführt worden.   
 
Die Fraktion der SPD konstatierte, dass man sich nicht grundsätzlich einer Reform der Struk-
turen im SPNV verschließe. Dennoch brächten die neuen Strukturen viele kritikwürdige As-
pekte mit sich, wie beispielsweise das Haftungsrisiko, die kommunale Kreditfähigkeit, das zu 
niedrig geschätzte Grundangebot der Verkehrsleistung oder die Verfassungsmäßigkeit des 
Vorhabens. Dies habe man durch das zügige Beratungsverfahren nicht hinreichend diskutie-
ren können. Die geplanten Änderungen erwarte man daher interessiert. 
 
Die Fraktion der BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erklärte, dass der Gesetzentwurf in einem Ver-
fahren beraten wurde, das allen Beteiligten die Gelegenheit gegeben habe, sich einzubringen. 
In der Anhörung habe man die Botschaft wahrgenommen, dass es unterschiedliche Rechts-
auffassungen im Hinblick auf das Vorhaben gebe. Man erwarte allerdings auch noch Ände-
rungen im parlamentarischen Verfahren. 
 
Die Fraktion der AfD entgegnete, dass zum jetzigen Zeitpunkt keine Änderungen eingereicht 
worden seien und man deshalb den Gesetzentwurf ablehne. Man habe es nicht vermocht, die 
verfassungsrechtlichen Bedenken zu beseitigen und erwarte in der Zukunft eine gerichtliche 
Befassung mit den vorgesehenen Beschlüssen. 
 
Die Fraktion der FDP teilte die Auffassung, dass Änderungen an der Struktur des SPNV dring-
lich seien. Man kritisiere allerdings, dass das Gesetz in seiner jetzigen Form nicht zustim-
mungspflichtig sei. Die Verbünde kritisierten fehlende Mittel, die Kommunen fürchteten das 
Kostenrisiko und einige Sachverständige hätten verfassungsrechtliche Bedenken erhoben. 
Man habe die Einreichung von Änderungsvorschlägen durch die regierungstragenden Frakti-
onen erwartet und stände solchen grundsätzlich offen gegenüber. Es sei aber wichtig, dass 
man über etwaige Anpassungen nochmals detailliert spricht. Dafür sei eine weitere Sitzung 
des Ausschusses nötig. 
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Zur vollständigen Diskussion wird auf das später vorliegende Ausschussprotokoll APr 18/1202 
verwiesen.  
 
Der mitberatende Ausschuss für Heimat und Kommunales votierte mit den Stimmen der Frak-
tionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der SPD, 
FDP und AfD für eine unveränderte Annahme des Gesetzentwurfs, Drucksache 18/17127. 
 
Über den Gesetzentwurf, Drucksache 18/17127, wurde im federführenden Verkehrsaus-
schuss am 24.04.2026 abgestimmt.  
 
Bei der Abstimmung wurde dieser mit den Stimmen der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der SPD, FDP und AfD angenommen. 
 
C Ergebnis 
 
Der federführende Verkehrsausschuss empfiehlt, den Gesetzentwurf, Drucksache 18/17127, 
unverändert anzunehmen. 
 
 
Matthias Goeken 
Vorsitz 
 


